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III. Ergebnis: Hinzunehmende Regelungslücke

Zwar sind Beamte auf Zeit in den Anwendungsbereich des Ver­
sorgungslastenteilungs-Staatsvertrages einzubeziehen. Liegt al­
lerdings eine zeitliche Unterbrechung zwischen dem alten und 
dem neuen Beschäftigungsverhältnis vor, lässt sich die Anwen­
dung des Staatsvertrages nur schwerlich begründen. Mögen 
die Länder und der Bund beim Abschluss des Versorgungslas­
tenteilungs-Staatsvertrages damit den vorgestellten Spezialfall 
nicht bedacht haben, scheint es im Ergebnis eine hinnehmbare 
Situation darzustellen. Beamte sind versorgungsrechtlich nicht 

schlechter gestellt, und die Bundesglieder haben einen zah­
len- und betragsmäßig überschaubaren Sonderfall ungeregelt 
gelassen, worin man eine zulässige und jedenfalls aber nicht 
willkürliche und (damit) auch nicht bundesstaatswidrige Pau­
schalierung sehen kann. Der Sonderfall des Zeitbeamten, der 
ohne Nachversicherung erst nach einer Unterbrechung zu ei­
nem anderen Dienstherrn wechselt, mag vom VLastTStV nicht 
gesehen worden sein. Er beeinträchtigt den einzelnen Beamten 
aber nicht, und stellt sich damit als pauschalierende Nichtrege­
lung des Sonderfalls dar, die aber nicht gegen höherrangiges 
Recht verstößt.
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Der Gesetzgeber definiert das Beamtenverhältnis als Dienst- 
und Treueverhältnis (§ 3 Abs.  1 BeamtStG, § 4 BBG). Ihrem 
Beruf haben sich die Beamten mit vollem persönlichen Einsatz 
zu widmen (§  34 S.  1 BeamtStG, §  61 Abs.  1 BBG). Welche 
Pflichten die einzelne Beamtin oder den einzelnen Beamten im 
Zusammenhang mit der Diensterfüllung treffen, stellt der fol-
gende Beitrag dar.

I. Einleitung

Die Einsatzpflicht gemäß §  34 S.  1 BeamtStG zählt zu den 
Kern- und Grundpflichten jedes Beamten. Mit dem Eintritt in 
das Beamtenverhältnis ist danach jeder Staatsdiener verpflich­
tet, seine gesamte Arbeitskraft grundsätzlich dem Dienstherrn 
und der Allgemeinheit voll zur Verfügung zu stellen 1. Dies 
bedeutet, dass eine Beamtin oder ein Beamter ihre oder seine 
geistigen und körperlichen Kräfte zuvörderst dem Dienstherrn 
zur Bewältigung der zugewiesenen Aufgaben und beruflichen 
Pflichten nutzbar zu machen hat 2. Die Dienstleistungspflicht 
der Beamten und ihre Verfassungstreue sieht das Bundesver­
fassungsgericht als wesentliche Rechtfertigung für das beson­
dere Statusverhältnis der Berufsbeamten an, sie stehen in einer 
herausgehobenen Wechselbeziehung zum Alimentationsprin­
zip: die Besoldung sei kein Entgelt im Sinne einer Entlohnung 
für konkret geschuldete Dienste, sondern Gegenleistung oder 
Ausgleich für die grundsätzlich lebenszeitige und uneinge­
schränkte Dienstbereitschaft der Beamten 3. 

In der Praxis treffen diese Pflichten auf Bedienstete, die weder 
nobler noch altruistischer sind als andere Menschen 4. Dennoch 
sollen die Anforderungen an Beamte angesichts der gesetzlichen 
Ausgestaltung offenkundig und für alle Angehörigen dieser Be­
rufsgruppe verbindlich sein: Was konkret von ihnen zu welcher 
Zeit verlangt wird, erschließe sich ihnen von selbst. Das BVerfG 
hält die berufs- und beamtenrechtlichen Generalklauseln auch 
unter dem strengen Maßstab des Art. 103 Abs. 2 GG für unbe­
denklich, weil eine vollständige Aufzählung der mit einem Beruf 
verbundenen Pflichten nicht möglich und in der Regel auch nicht 
nötig ist. Es handelt sich bei diesen Bestimmungen um Normen, 
die nur den Kreis der Berufsangehörigen betreffen, sich aus der 
ihnen gestellten Aufgabe ergeben und daher für sie im Allge­
meinen leicht erkennbar sind 5. An die leichte Einsehbarkeit der 
(Kern-) Pflicht, zum Dienst zu erscheinen, knüpfen die Verwal­

tungsgerichte in ständiger Rechtssprechung auch strenge Sank­
tionen für Pflichtverletzungen bis hin zur Beendigung des Be­
amtenverhältnisses 6. Im Folgenden sollen deshalb die Maßstäbe 
anhand aktueller Gerichtsentscheidungen aufgezeigt werden, die 
jedenfalls die Verwaltungsgerichte bei der Bewertung heranzie­
hen, ob ein bestimmtes Verhalten des Beamten als dienstpflicht­
widrig anzusehen und welche Maßnahme erforderlich ist.

II. Anwesenheitspflicht 

Die formale Ausprägung der Einsatzpflicht ist die (physische) 
Anwesenheitspflicht am Dienstort bzw. der zugewiesenen 
Dienststelle (vgl. § 96 Abs. 1 S. 1 BBG). Als Grund- und Kern­
pflicht des Beamtenverhältnisses sei von jedem Beamten leicht 
zu erfassen 7, dass die Dienstleistungserbringung die tatsäch­
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